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Lose Kanonen in der Ukraine
Niemand will Krieg – doch zu viele stolpern besinnungslos über seine Vorfelder. Von Jürgen Reents

M it Georgien hatte Russ-
land 2008 Krach, jetzt
mit der Ukraine. Aus
beiden Ländern kam

keineswegs nur Gutes über Moskau.
Stalin war Georgier, Leonid Bresch-
new wurde nach heutigen Staats-
grenzen in der Ukraine geboren. Aus
derUkraine kamenauchWoroschilow
und Podgorny, als Vorsitzende des
Obersten Sowjets beide Staatsober-
haupt. Bei Chruschtschow streiten
sich die Gelehrten: Mal gilt er als Uk-
rainer, mal als Russe. Geboren wurde
er in einem russischen Grenzdorf, ar-
beitete in der Ukraine und begann
dort seine Parteikarriere, bevor er in
die obersten Kreise nach Moskau
rückte. Lässt man ihn als »halben Uk-
rainer« durchgehen, so kann man sa-
gen: Die Staats- und Parteiführung im
Kreml war die meiste Zeit georgisch
und ukrainisch gelenkt, die wenigste
Zeit in russischemGriff.
Das war früher nicht von Belang.

Das Land hieß Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken, seine Ein-
wohner Sowjetbürger. Die westlichen
Kreml-Interpreten hat das aus ande-
rem Grund nie gekümmert: Sie nann-
ten die Sowjetunion wie zu Zarenzei-
ten weiter Russland und ihre Führer
Russen – natürlich: gefährliche Rus-
sen. Und jetzt, wo man in feinster
Weise unterscheidet, hat ein echter
Russe, Wladimir Putin, der Ukraine
die Krim »entrissen«. Nationalismen
sindeine vertrackteAngelegenheit.

* * *

Hätte man vor Jahresende, als die
Schlagzeilen sich noch mit anderem
beschäftigten, eine Umfrage in West-
europa gemacht, zu welchem Land
die Krim gehört, 80 Prozent hätten
wohl geantwortet: Russland. In den
USA, wo geografische Kenntnisse ein
sehr sparsam verteiltes Gut sind, wä-
ren es vermutlich 95 Prozent gewe-
sen. Das ist einerseits unerheblich,
andererseits nicht ganz fern von his-
torischenVerläufen.
Vor Mitte des 18. Jahrhunderts

herrschte das Osmanische Reich über
die Krim, das existiert nicht mehr.
Blickt man auf die letzten rund 250
Jahre, so sind die groben Züge: Die
Krim gehörte vor der Oktoberrevolu-
tion 1917 fast 150 Jahre zu Russland,
bekam dann den Status einer autono-
men Volksrepublik in der Sowjetuni-

on, wurde innerhalb derselben von
Chruschtschow in die Sozialistische
Sowjetrepublik Ukraine eingegliedert
und 1991 von dieser in ihre Selbstän-
digigkeit mitgenommen. Das wären
demnach für das letzte Vierteljahr-
tausend rund 190 russische gegen
rund60ukrainischeKrim-Jahre.
Die jeweilige staatliche Zuordnung

war mehr oder weniger erzwungen,
aufrecht erhalten auch mit Vertrei-
bung und Deportation (der Krimtata-
ren während der Stalin-Zeit). Die
»Rückkehr in den Heimathafen«, wie
Putin die Rück- oder Neueingliede-
rung der Krim nach Russland nennt,
geschah mit machtpolitischem Nach-
druck. Dennoch gab es ein Referen-
dum, dessen Ergebnis nicht durch das
Argument kleiner wird, nach dem
Völkerrecht sei der Anspruch der uk-
rainischen Zentralgewalt mehr wert
als dasVotumderKrim-Bevölkerung.
Zur Vermeidung von Gewalt und

Blutvergießen sind einverständige
Unabhängigkeiten oder Wechsel
staatlicher Zugehörigkeiten allemal
anzustreben. Doch was ist mit dem
»Recht auf Lostrennung«, wenn die
Bevölkerung einer Region dies zu
größter Mehrheit will, die Zentralge-
walt aber nicht? Seitdem die früheren
Kolonialmächte die Dekolonialisie-
rung und die nationale Staatenbil-

dung für beendet erklärt haben, nen-
nen sie die verbliebenen Grenzen un-
antastbar. Diese Übereinkunft schützt
– nicht immer, aber rechtstheoretisch
– vor kriegerischen Überfällen und
Landraub, ist jedoch im Kern der Ver-
such, die vorhandenen Zentralgewal-
ten einzufrieren. Spätere Generatio-
nen mögen diesen Versuch als Irrtum
ansehen, oder einer temporären
Sichtweise zuordnen, sowiewir heute
die Macht- und Grenzkonstellationen
auf den Landkarten früherer Jahr-
hunderte betrachten.

* * *

Eine Tatsache »übersieht« die westli-
che Begleitmusik zum Ukraine-Russ-
land-Konflikt auf jeden Fall: Die Krim
ist russischer als z.B. die kubanische
Bucht von Guantanamo US-amerika-
nisch, das südiberische Gibraltar bri-
tisch oder Melilla und Ceuta in Nord-
afrika spanisch sind. Man könnte in
einer längeren Liste auch über Nord-
irland sprechen, das nach der irischen
Unabhängigkeit 1921 von Großbri-
tannien einbehalten wurde. Solche
Vergleiche sind in der hiesigen Politik
nicht beliebt, sie sind ein Schlechte-
Laune-Mittel für alle, die sich selbst
als stets edel und Russland als das
ReichdesBösenverkaufenwollen.
Noch weniger beliebt ist der Koso-

vo-Vergleich, obwohl er häufig sogar
ein völkerrechtlich schwer wiegendes
Delikt auslässt, das dem russischen
Vorgehen auf der Krim nicht vorwerf-
bar ist: Kosovo wurde mit einem töd-
lichen Bombenüberfall der NATO aus
dem restjugoslawischen Serbien se-
pariert. Das macht das Gegenargu-
ment, es habe sich »ausdrücklich« um
»eine Ausnahme« gehandelt (so der
frühere Außenamts-Staatsminister
Ludger Volmer), noch unverfrorener.
Und mindestens unverfroren ist es
auch, dass diejenigen, die diesen und
andere Kriege und einzelne Überfälle
mit Lügen legendiert haben – Schar-
ping bei Kosovo, Bush und Blair bei
Irak, nicht zu vergessen: die Verant-
wortlichen für den Luftangriff im af-
ghanischen Kundus – bis heute als
hochanständige Politiker undMilitärs
angesehen werden, denen gütige
Nachsicht, aber keine Verurteilung
zukomme. Putin jedoch wird als Ga-
nove gehandelt, gegen den jeder Ver-
dacht angesagt ist. Auch dieser: Er
habe Moskauer Demonstranten »ge-
gen die Staatspropaganda« als »Ver-
räter« beschimpft – und folgend: »Mit
dem Konstrukt des ›Volksfeinds‹ hatte
Stalin seinen Terror gerechtfertigt.«
(Leitkommentar von Friedrich
Schmidt inder FAZ, 22.März)
Ein Völkerrechtsbruch legitimiert

nicht einen anderen, natürlich. Aber
wer einen solchennur auf der anderen
Seite in grellen Tönen beschreit und
auf der eigenen verschweigt, bestrei-
tet oder beschönigt, ist unglaubwür-
dig. Der grelle Ton: Er herrscht auch
dort, wo er samtpfotig scheint. Kann
die Krim »gerettet« werden, wurde
tagelang gefragt. Nun sagen die klü-
geren Strategen: Man müsse sie »auf-
geben«, doch »weitere Aggressionen«
verhindern. Nur: Die Krim zählte nie
zur westlichen Herrschaftszone,
schon gar nicht durch freiwilligen
Entscheid ihrer Einwohner. Es ist die
Diebessprache von fremdem Eigen-
tum, eine totalitäre Sprache, die vom
russischen »Brandstifter« (»Spiegel«-
Titel) über die – auch linke – Nachbe-
terei der russischen »Einverleibung«
bis zum Zerrbild ukrainischer und
westlicher »Deeskalation« gegen rus-
sische »Eskalation« reicht. Sie spielt
mit einer teils fahrlässigen, teils ab-
sichtlichenVerwirrungderGedanken.

* * *

Um Verwirrung (statt Klärung) geht
es auch in der Diskussion um die
»neue Ukraine«. Mit den Ministern
und höchsten Staatsbeamten der
NPD-Partnerpartei Swoboda und den
Kadern des bewaffneten »Rechten
Sektors« wurden finstere Gesellen zu
Bündnispartnern in der nun regieren-
den Koalition, und damit auch der
Bundesregierung, der EU, der USA.
Man wollte es mit Schweigen und
Leugnung übergehen. Klaus Hillen-
brand meinte in der »taz« gefügig, es
handle sich um russische »Propagan-
da« und »manche gutgläubige Deut-

sche (fallen) auf diese Propaganda
herein«.
Als die braunen Bande nicht mehr

geleugnet werden konnten, gab es er-
staunliche Argumente zur Verteidi-
gung des Skandals: Die Demokraten
in der Ukraine würden »ganz sicher
auch damit fertig werden«, sagte die
grüne Fraktionschefin Katrin Göring-
Eckardt im Bundestag (13. März); sie
hielt das Problem so jedenfalls für sich
und ihre Partei für erledigt. Günther
Jauch konterte in seiner ARD-Talk-
show (23. März) mit einem Fakten-
Einspieler: »Aber der viel größere Teil
der Regierung ist nicht rechtsextrem.«
Sehr tröstlich. Der CDU-Außenpoliti-
ker Karl-Georg Wellmann rechtfer-
tigte, es handle sich um »einige unäs-
thetische Figuren, die mit einbezogen
werden mussten, um die Maidan-Be-
wegung zu integrieren« (13. März).
Und die »Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung« (16. März) assis-
tierte ähnlich: »Es ist unangenehm,
dass Mitglieder rechtsnationaler Par-
teien in Kiew in der Regierung sitzen.
Doch ohne sie hätte Janukowitsch
nicht gestürztwerdenkönnen.«
Hoppla! War »die Maidan-Bewe-

gung« doch stärker von Rechtsextre-
men geprägt, wenn sie nur durch de-
ren Regierungsaufnahme »integriert«
werden konnte? Ist ein Bund mit
Rechtsextremen gerechtfertigt, wenn
»die Demokraten« zu schwach sind,
eine Regierung zu stürzen? Was wird
uns hier erzählt? Gelinde gesagt: ein
arger Stuss. Und deutlicher: eine auf
der Gefahrenskala nach oben offene

Ideologie, die nicht nur hinsichtlich
der Ukraine beunruhigend ist. Spä-
testens nach den Mordfantasien der
von Frau Merkel gehätschelten Oli-
garchin Julija Timoschenko (»Man
muss die Kalaschnikow nehmen und
alle Russen platt machen.«) ist un-
übersehbar, dass die losen Kanonen,
die da mit westlicher Deckung in Stel-
lung gebracht wurden, recht viele
sind. Wir hören ein paar Distanzie-
rungen, eineUmkehr siehtmannicht.

* * *

Rückblende 2007, Putin vor der Mün-
chener Sicherheitskonferenz: Russ-
land würden »dauernd Lektionen in
Sachen Demokratie erteilt. Diejeni-
gen, die uns belehren,wollen aber aus
irgendeinem Grunde nicht gerade
lernen.« NATO und EU versuchten,
sich an die Stelle der UNO zu setzen.
Zu Bushs Plänen eines Raketenschilds
in Polen und Tschechien, die Obama
später zunächst verwarf, die US-Re-
gierung nun aber weiter verfolgt:
»Wer braucht diese neue Runde des
Wettrüstens, die in diesem Fall un-
vermeidlich wäre?« Zu neuen Mili-
tärbasen der USA in Bulgarien und
Rumänien: »Das bedeutet also, dass
die NATO ihre Vortrupps an unsere
Staatsgrenzen heranrückt.« Der Pro-
zess der NATO-Erweiterung sei »ein
ernsthafter provokativer Faktor, der
das Niveau des gegenseitigen Ver-
trauens herabsetzt. Wir haben ein gu-
tes Recht, offen zu fragen: Gegen wen
ist diese Erweiterung gerichtet? Und

was ist mit den Versicherungen ge-
worden, die von westlichen Partnern
nach der Auflösung des Warschauer
Vertrages gegeben wurden?« Es wür-
den neue Mauern in Europa errichtet,
die »unseren gemeinsamen Kontinent
trennen und zerschneiden. Werden
denn wieder viele Jahre und Jahr-
zehnte sowie der Wechsel von meh-
reren Politikergenerationen erfor-
derlich sein, um diese neuen Mauern
abzutragen und zu demontieren?« Es
lohnt sich, diese Rede neu zu lesen, sie
war eine nachdrückliche Warnung,
die Schroffheiten gegenüberRussland
zu beenden (de.ria.ru/comments_in-
terviews20070213/60672011.html).
Der Westen hat alles in den Wind

geschlagen, hat nur Handel und Hän-
del getrieben. Und ein Ziel weiter ver-
folgt: Das Schwarze Meer zu einer Art
Binnengewässer der NATO zu ma-
chen und alles drumherum zum
Jagdgebiet fürwestlicheKonzerne.
Niemand will Krieg, wird betont.

Doch zu viele stolpern besinnungslos
über seine möglichen Vorfelder. Es
weckt kein Vertrauen, wenn Deutsch-
land mit Ursula von der Leyen eine
Verteidigungsministerin hat, die zu-
sammenzählen kann, was nicht zu-
sammengehört. Zu Gast bei Günther
Jauchwusste sie: »Die Krim ist ja nicht
aus heiteremHimmel gekommen, wir
haben ja auch Pussy Riot und anderes
erlebt.« Erleichtert sein kannman nur
darüber, dass die Grünen nicht mitre-
gieren. Sonst würden wohl bald die
ersten Truppen Deutschlands Sicher-
heit anderKrimverteidigen.

DieKrim ist russischer
als z.B. die kubanische
Bucht vonGuantanamo
US-amerikanisch, das
südiberischeGibraltar
britisch oderMelilla und
Ceuta inNordafrika
spanisch sind.

Bundeskanzlerin Angela Merkel und ihr »Vaterland«-Schützling Julija Timoschenko, 2008 Foto: AFP / Sergei Supinsky

Frank-Walter Steinmeier (SPD, links) und Swoboda-Chef Oleh Tjahnybok (rechts), 2014 Foto: AFP / Sergei Supinsky

»Unsachlich«
Bundestag will Petition nicht
für Unterzeichner zulassen

Der Deutsche Bundestag möge
beschließen:
Die Bundesrepublik Deutsch-

land leistet keine finanzielle oder
andere Unterstützung an die
amtierende Regierung der Ukra-
ine, solange
(1) dieser Regierung Rechts-

extremistenangehören;
(2) die Todesschüsse von

Scharfschützen in Kiew nicht von
einer unabhängigen Kommission
untersuchtwerden.
Die Bundesregierung wird

aufgefordert, diese Haltung auch
in der Europäischen Union aktiv
zuvertreten.

* * *

Diese Petition wurde vor drei
Wochen (9. März) beim Bundes-
tag eingereicht. Der Petitions-
ausschuss lehnte es ohne kon-
krete Begründung ab, sie zur
Sammlung von Unterschriften
auf der dafür vorgesehenen
Website des Bundestags zu ver-
öffentlichen. Auf telefonische
Nachfrage wurde beanstandet,
dass die Gruppierung Prawyj
Sektor (Rechter Sektor) in der
Antragsbegründung als »para-
militärisch aufgebaute und anti-
semitisch hetzende Organisati-
on« bezeichnet wird. Das sei
»nicht sachlich«.
Die Antragsbegründung kann im
Internet nachgelesen werden:
www.ag-friedensforschung.de
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